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Expedition: Herrenſtraße AZ 20. 
Außerdem übernehmen alle Poſt⸗Anſtalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche an fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 

erſcheint. 


lung. 


No. 72. Mittag⸗Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſche. 

Paris, 10. Februar. Hier eingetroffene Nachrichten 
aus Rom vom ten d. melden, daß unter den Studenten in 
Folge der Adreſſe an den Papſt Tumulte entſtanden, die ohne 
unangenehme Folgen vorübergegangen ſeien. 

Aus Neapel wird vom ten d. gemeldet, daß Filangieri 
definitiv aus dem Miniſterium getreten und der Fürſt 
Paſſaro das Conſeils⸗-Präſidium zu übernehmen berufen 
worden ſei. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

London, 9. Februar. In der ſo eben ſtattgehabten Sitzung des Unter⸗ 
hauſes erklärte Lord Palmerſton, daß er nicht wiſſe, ob Gladſtone morgen 
das Budget werde vorlegen können, der Handelsvertrag ſolle aber dem Hauſe 
jedenfalls mitgetheilt werden. Sir Fitzgerald fragte, ob ein Uebereinkommen 

wiſchen Frankreich und England in Bezug auf die an China zu ſtellenden 
orderungen, ſo wie auf die 9 Operationen, und namentlich 
auf die permanente Beſetzung eines Theiles des chineſiſchen Territoriums 
getroffen worden ſei. Lord John Ruſſell beantwortete dieſe Interpellation 
dahin, daß keine ſolche Uebereinkunft getroffen worden, aber eine Ordonnanz 
* ſei, welche dem Inhalte der Neues Sir Fitzgeralds entſpreche. 

London, Sehe „Daily News“ theilen mit, daß die Wahlen in 
Piemont am 5. März ſtattfinden werden. und daß die Kammer Mitte deſſel⸗ 
ben Monats in Turin zuſammentreten ſolle. — Gladſtone wird heut Abend 
dem Hauſe das Budget vorlegen. 

Marſeille, 9. Februar. 


Niederlande durch einen Eunuchen auf der Straße in Pera inſultirt worden 
war und Genugthuung gefordert habe. Die Pforte hatte Erkundigungen 
über die Umtriebe und ee des Fürſten Miloſch eingezogen. In Bos⸗ 
nien, Serbien und Rumelien herrſchte Aufregung und in Konſtantinopel 


Unzufriedenheit. a 

Kopenhagen, 9. Februar Abends. Die Präſidenten der beiden Thinge 
des Reichstages ſind zum Könige berufen worden. Das gegenwärtige Mi⸗ 
nilterium wird vorläufig die Geſchäfte fortführen, und hat Baron Blixen⸗ 
— proviſoriſch das Conſeilpräſidium, Weſtenholz das Miniſterium für 

* und Jeſſen das Miniſterium der Juſtiz übernommen. 
ach dem „Fädrelandet“ wäre Madvig zum Könige berufen worden. 

Genua, 9. Februar. Nach hier eingegangenen Berichten aus Neapel 
vom 6. Februar iſt das Miniſterium gefährdet. In Acerra in der Nähe 
von we ift eine revolutionäre Bewegung ausgebrochen. Es find Trup- 
pen dorthin at und iſt der Belagerungszuſtand prollamirt, . 
London, 9, Februar. „Morning Poſr⸗ erinnert daran, daß Graf Ca⸗ 
vour Savoyen das Irland S 
genannte Blatt fort, wäre Savoyen nur ein Quell der Sn für Piemont 
geweſen; denn die Savoyarden betrachteten die Regierung Turins mit kei⸗ 
nen andern Augen als die Lombarden und Venetianer die Regierung Oeſter⸗ 
reichs. — Die Redner im Oberhauſe hätten keine überzeugenden Gründe 
ae die Anneration angebracht. Sie haben zwei verſchiedene Fragen, die 
avoyer und die nizzaer; vermengt. Nizza verlangt die Annexion nicht; 
wohl aber Savoyen. 

Frankreich könne Savoyen als Entſchädigung > Fab den Italienern 
geleiſteten Dienſte beanſpruchen und wenn das Volk befragt würde, ſo würde 
es ſich entſchieden für die Anneration ausſprechen. Die frühere auſtro⸗pie⸗ 
monteſiſche Allianz beruhte auf der Thatſache, daß Piemont den Savoyern 
das Joch ſeiner Herrſchaft auflegte, wie Oeſterreich den Lombarden. 

uch „Morning Chronicle“ ſpricht zu Gunſten der Annexion. 

London, 9. Febr. Die Börſe wird durch eine Nachricht der „Times“ 
beunruhigt, wonach die franzöſiſche Armee ſo lange Toscana be⸗ 
12 6 ar bis die Ceſſion von Savoyen und Nizza vollzo⸗ 
ge 8 

London, 9. Februar. Dem telegr. Bureau von Reuter ſind Nachrichten 
aus 7 vom 21. Dezbr. zugegangen. Die Chineſen 1 05 Peking 
und die Mündung des Peiho. Hunderttauſend Mann tartariſcher Soldaten 
find in der Nähe des Peiho aufgeſtellt. Die Engländer treffen energiſche 
Vorbereitungen zum Kriege. 

Der Handel in Japan iſt durch die übertriebenen Forderungen der Euro⸗ 
päer nach japaniſchem Gelde beim Austauſche von Dollars und durch den 
Japaneſen zugefügte Beleidigungen unterbrochen. 


Preußen. 

Berlin, 10. Februar. [ Amtliches.] Se. königliche Hoheit der 
Prinz⸗Regent haben im Namen Sr. Maſeſtät des Königs, allergnä⸗ 
digſt geruht: den früheren erſten Legations-Sekretär bei der Geſandt⸗ 
ſchaft in St. Petersburg, Kammerherrn und Legations⸗Rath, Freiherrn 
v. Werthern, zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter am königlich griechiſchen Hofe; und den Aſſiſtenten bei der 
Gemälde: Gallerie der hieſigen königlichen Muſeen, Profeſſor Dr. 
Hotho, zum Direktor der Abtheilung der Miniaturen, Handzeichnun⸗ 
geu und Kunſtdrucke an den gedachten Muſeen zu ernennen. 

Se. königliche Hoheit der Prinz Regent haben, im Namen Sr. 
Majeſtät des Königs, allergnädigſt geruht: dem Geheimen Regierungs⸗ 
und Baurath Hoff zu Trier die Erlaubniß zur Anlegung des von 
des Königs der Niederlande Majeſtät ihm verliehenen Commandeur⸗ 
Kreuzes des großherzoglich luremburgſchen Ordens der Eichen⸗Krone; 
ſo wie dem Geheimen Kommerzien⸗Rath Meviſſen zu Köln zur An⸗ 
legung des von des Großherzogs von Heſſen und bei Rhein könig⸗ 
licher Hoheit ihm verliehenen Ritterkreuzes erſter Klaſſe des Ludwigs⸗ 
Ordens zu ertheilen. (St.⸗Anz.) 


Landtag. 


P, B. Berlin, 10. Februar. [Haus der Abgeordneten.] In der 
eutigen (10.) Plenarſitzung des Hauſes der Abgeordneten, welcher auch der 
met Freiherr v. Patow zum erſtenmal wieder beiwohnte, wurde 

zunächſt zun Wahl des Präſidenten und der Vicepräſidenten für 
die übrige Dauer der Seſſion geſchritten. Der Präſident Dr. Simſon eröff⸗ 
net die Sitzung, übergiebt aber bald darauf dem erſten Vicepräſidenten Abg. 
Grabow die Präſidentur. Cs ſind 293 Zettel abgegeben worden, von denen 
2 unbeſchrieben und einer für ungiltig erklärt wird. Es bleiben demnach 
290 Votirende, und die abſolute Majorität beträgt 146 Stimmen. Davon 
erhielten Dr. Simſon 195 (Bravo rechts), v. Arnim (Reuſtettin) 76, 
Grabow 12, Reicheuſperger (Köln) 5 und Dr. Veit 2 Stimmen, 
Abg. Grabow ladet den Präſidenten Dr. Sim ſon ein, den Präſidentenſtuhl 
einzunehmen. Derſelbe nimmt die Wahl an und dankte in Ehrerbietung 
für das erneute Zeichen von Wohlwollen und Vertrauen; er ſei ſich aber 
wohl bewußt, daß er ganz wie vor Wochen ſich auch heute das Wohlwollen, 
das Vertrauen erſt noch verdienen müſſe und dies werde nur durch eine 
ernſte, treue, parteiloſe Führung möglid) ſein, wobei ihm freilich die Nachſicht 
des Hauſes werde zur Seite ſtehen 1 Um dieſe Nachſicht bitte er. — Bei 
der hierauf erfolgten Wahl zum erſten Vicepräſidenten find 301 Stimmzettel ab⸗ 


5 N Mit der Levantepoſt hier eingetroffene Nach⸗ 
richten melden aus Konſtantinopel vom 1. d., daß der Miniſter⸗Reſident der 


ardiniens genannt habe. Seit 1815, fährt das 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Sonnabend den 11. Februar 1860. 


—.— worden. Davon waren 3 ohne Namen und 3 ungiltig, weil fie 
tamen ohne abel Bezeichnung enthielten; es, blieben demnächſt 295 Stim⸗ 
men und die abſolute Majorität beträgt 148. Es haben davon erhalten: 
Grabow 189; Reichenſperger (Köln) 98; Mathis (Barnim) 3; v. Arnim 
(Neuſtettin) 3, Graf Pückler 1, Reichenheim 1. Abg. Grabow iſt demnach 
zum erſten Vice⸗Präſidenten gewählt, nimmt dankend die Wahl an und bittet 
um Nachſicht. — Das Reſultat bei der Wahl des zweiten Vice⸗Präſidenten 
iſt folgendes: Es find Stimmzettel abgegeben 289, davon waren ungiltig 
7, unbeſchrieben ebenfalls 7, mithin bleiben 278 und die abſolute Majorität 
ſtellt ſich auf 140. Davon erhielten: Mathis (Barnim) 174, Graf Pückler 
41, Oſterrath 53, Allnoch 2, von Arnim (Neuſtettin) 1, 3 

Während des Scrutiniums traten nach abgehaltenem Conſeil im Kon⸗ 
ferenzzimmer ſämmtliche Miniſter in den Saal, Fürſt Hohenzollern, die 
Herren v. Auerswald, v. d. Heydt, Simons, v. Schleinig, v. Patow, Graf 
Pückler, General v. Roon, v. Bethmann⸗Hollweg, Graf Schwerin, Vice⸗Ad⸗ 
miral Schröder. 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung nimmt der Fürſt Hohenzollern 
das Wort, um zwei Geſetzentwuͤrfe vorzulegen. Der erſte betrifft die allge⸗ 


meine Verpflichtung zum Kriegsdienſte, der zweite die Feſtſtellung des Nach⸗ 
des Zuſchlags von 

: Mahl 

und Schlachtſteuer. „Es wird nicht erforderlich fein, die hohe . 


trags zum Etat von 1860, betreffend die Forterhebun 
25 PCt. zur klaſſificirten Einkommenſteuer, zur Klaſſenſteuer, zur 


und die große Tragweite dieſer beiden Geſetzentwürfe noch näher an's Licht 
zu ſtellen. Ich übergebe ſie Ihrer gewiſſenhaften Prüfung und Würdigung 
und wende mich hierbei an Ihr 1 erz und an Ihre 
deutſche Geſinnung, in der Hoffnung, daß Sie nach ernſtlicher Prüfung 
Ihre Zuſtimmung zu geſetzentwürfen geben werden, welche nicht blos die 
preußiſche, ſondern auch die deutſche Wehrkraft zu ſtärken beabſichtigen. Sie 
haben ihre Baſis in politiſchen, ſtaatswirthſchaftlichen und bürgerlichen Be⸗ 
ziehungen. Der Kriegs⸗ und der Finanz⸗Miniſter werden Ihnen das Nähere 
hierüber mittheilen.“ g 
Der Kriegsminiſter von Roon hat nur noch wenig hinzuzufügen. Das 
Charakteriſtiſche des Geſetzes über die allgemeine Wehrpflicht kann nicht ohne 
Einſicht in das Geſetz und deſſen Motive erfaßt werden. Seine Wichtigkeit 
beruht auf focialen, politiſchen und militäriſchen Rückſichten und es iſt zu 
hoffen, daß die Vorlage eine gerechte Würdigung finde. Was den Charal: 
ter des Entwurfes betrifft, ſo iſt der Standpunkt der Kontinuität feſtgehalten, 
und ſchließt ſich genau an das Geſetz vom 3. September 1814 an: er ſucht 
nur das zu entfernen, was für die jetzigen Verhältniſſe nicht mehr paſſend 
iſt und das einzufügen, was ſich als Bedürfniß herausgeſtellt hat. Es iſt 
nicht die Abſicht, mit der Vergangenheit zu brechen, ſondern das preußiſche 
der wird auch fernerhin das Volk in Waffen ſein. Das Bedürfniß der 
eorganiſation iſt außer aller Se die Nothwendigkeit iſt von allen Schich⸗ 
ten der Bevölkerung anerkannt. Das Bedürfniß iſt allmälig bis zur Unab⸗ 
weisbarkeit angewachſen. Die Regierung iſt erſt nach ſehr reiflicher und 
ernſter Prüfung an die Reform gegangen und hat ſie in die rechte Bahn 
zu leiten geſucht, indem ſie weder durch Liebhaberei noch durch Einſeitigkeiten 
ſich beſtimmte, ſondern das Weſen der Sache zu erfaſſen ſich beſtrebte. Die 
Nothwendigkeit der Umgeſtaltung beruht auf ſozialen Umgeſtaltungen im 
Innern des Welttheils. Es iſt die Nothwendigkeit feſtgeſtellt, Allen gleiche 
Laſten zum Kriegsdienſte aufzulegen. Die Vermehrung der Bevölkerungen, 
die Umgeſtaltung des Heerweſens, die Erfahrung der neueſten Kriegsführung 
ſind allein maßgebend geweſen. Es ſind gleichartige Intereſſen, welche Re⸗ 
ierung und Volk beſeelen; das Bedürfniß der Regierung iſt mit dem An⸗ 
ſahn der Nation identiſch; es iſt hier kein ſpezifiſch gouvernementales Intereſſe 
im Spiel, ſondern nur eins, das der getreue Reflex des National⸗Intereſſes 
iſt. Es iſt die Pflicht der Regierung, nichts zu verſäumen, was die Wehr⸗ 
haftigkeit und das Anſehn des Volks erhöhen kann. Neben manchen Erleich⸗ 
terungen werden auch mancherlei Opfer auferlegt werden müſſen. Preußens 


Macht und Anſehn ruht auf zwei Pfeilern, auf der tüchtigen, ungeſchwächten, 


möglichſt vervollkommneten Wehrkraft und auf der weiſen Verwaltung der 
Finanzen. Die Regierung hat wohl erwogen, wie viel das Eine verlangen 
könne, ohne das Andere zu beeinträchtigen. Was die Behandlung des Ent⸗ 
wurfs betrifft, ſo ſtelle ich anheim, ob hierfür eine beſondere Commiſſion, 
oder die ſchon beſtehende ſich damit beſchäftigen ſoll. Ich halte das Erſte 
für das Sachgemäßere. 8 e 

„Der Finanzminiſter v. Patow. Es iſt eine große, dringende und wich: 
tige Aufgabe, mit welcher die Regierung vor Sie hintritt. Es iſt ein gro⸗ 
ßes Ziel geſteckt, ein Ziel, das ohne große Mittel nicht zu erreichen und wo⸗ 
bei die Opfer nicht zu ſparen ſein werden. Bei den Vorſchlägen, welche zum 
Heile des a Kg e wu werden, hat ſich die Regierung den Normal: 


Zuſtand klar legen müſſen, um den angeſtrebten Zweck zu erreichen. Es iſt 


nicht geboten, dieſen Normal⸗Zuſtand mit einemmal herzuſtellen. Der Plan 
iſt ſo angelegt, daß er in jedem Stadium ſeiner Entwickelung Vortheile dar⸗ 
bietet, daß er eine allmälige Ausführung geſtattet. Die erforderlichen Mehr⸗ 
Ausgaben find auf 9% Millionen jährlich veranſchlagt (Senſation) und auch 
noch andere fortlaufende Ausgaben werden verurſacht werden. Die Regie⸗ 
rung kann es nicht verſchweigen, daß ſie außerdem mit einer einmaligen 
ertraordinären Ausgabe von gewiſſem Umfange vor das Haus hintreten 
will, deren Flulleamecung jedoch nur nach und nach nöthig ſein wird. Die 
Anforderungen für das zunächſt laufende Jahr werden gerin⸗ 
ger ſein, da nur die erſten Schritte gethan werden ſollen. Sie 
werden ein Ordinarium von 3,900,000 Thlr. und ein Extra⸗ 
Ordinarium von 3,000,000 Thle. nicht überſteigen, zuſammen 
alſo gegen 2 Millionen Thaler, und auch für das nächſte Jahr 
wird dieſelbe Summe genügen, dann aber wird es von weitern Erwä⸗ 
gungen abhängen, inwieweit die vollſtändige Ausführung des Planes für nöthig 
erachtet werden wird. Die Opfer erſcheinen groß, aber es iſt nicht zu über: 
jehen, daß dafür auch ſehr weſentliche Erleichterungen dem Lande zu Theil 
werden, von denen allerdings nur ein kleiner Theil ſich in greifbaren Zahlen 
ausdrücken läßt. Man möge an die Laſten einer Mobilmachung, an dieſe⸗ 
nigen, welche aus der Unterſtützung der hinterlaſſenen Familien der Land⸗ 
wehrmänner erwachſen, denken, an die Ausgaben für die Landwehr⸗Kaval⸗ 
lerie⸗Pferde⸗Gelder; man möge in Erwägung ziehen, daß es nicht mehr nöͤthig 
ſein wird, Familienväter von Haus und Herd fortzureißen. Dies Alles ſind 
Leiſtungen, welche ſich beſtimmten Schätzungen in Zahlen eden alt Bir 
haben d keine Mittel disponibel; es bleibt uns nur der albjährige 
Etat des Zuſchlags von 25 pCt. ſeit dem 1. Juli 1859 jo wie der bis zum 
1. Juli 1860 bewilligte Zuſchlag. Die Regierung trägt darauf an, dieſen 
Zuſchlag bis zum Schluß des Jahres 1862 forterheben zu dürfen; der Ertrag 
deſſelben beträgt gegen 3½ Millionen jährlich, deckt alſo ungefähr das 
Ordinarium. Für die extraordinären Ausgaben iſt die Regierung außer 
Stande, etwas Anderes pie age als auf die Mittel, welche 
die letzte Anleihe noch darbietet, alſo auf den Staatsſchatz, zurückzu⸗ 
reifen. Nach dem Geſetze vom 21. Mai 1859 ſoll die Regierung Rechen⸗ 
haft über Verwendung der ihr gewährten ertraordinären Geldmittel legen. 
Sie hat dies keinen Augenblick aus den Augen verloren, und wenn ſie dieſe 
Rechenſchaft bis heute noch nicht abgelegt hat, ſo hat dies darin ſeinen Grund, 
daß ſich die wirklichen Mobilmachnngskoſten noch nicht überſehen laſſen, aber 
ſchon in den nächſten Tagen wird der Kaſſenabſchluß möglich ſein. Die Re⸗ 
an zieht es vor, rechnungsmäßige ie zu geben, um dann den Vor⸗ 
chlag zu machen, das Reſiduum der An eihe an den Staatsſchatz abzuliefern, 
wie ſie dies vorläufig bereits bis zu einer Höhe von 12 Millionen Thalern 
gethan hat, und aus dieſen Mitteln dann die extraordinären Mittel zu ent: 
nehmen. Es iſt anzunehmen, daß die regelmäßige Steigerung der Einnah⸗ 
men auch künftighin ſtattfinden wird; es wird ferner derjenige Theil der 
Eiſenbahnabgabe, welcher in Folge von Verträgen bisher noch nicht der 
Staatskaſſe zufließen konnte, hoffentlich ſehr bald derſelben zugewendet 


Theil in 


werden können. Es tritt ferner im Jahre 1862 die zehnjährige Pe⸗ 
riode ein, welche eine Erſparniß von 7— 800,000 Thlr. bei der conſolidirten 
Staatsſchuld herbeiführt. Endlich aber hat auch die Regierung auf die Ein⸗ 
nahmen aus der Grundſteuer gerechnet. Der Zuſchlag von 25 Procent 
auf die perſönlichen Steuern kann unmöglich ein dauernder ſein, denn es 
wäre unverantwortlich, gewiſſe Kategorien dauernd zu belaſten, wäh⸗ 
rend andere nicht nur verſchont, ſondern gänzlich befreit bleiben ſollen. 
Ueberall hat eine Steigerung der Abgaben ſtattgefunden, während die Grund⸗ 
ſteuer allein heute noch denſelben Ertrag liefert, wie vor 200 Jahren. Es 
wird ſich alſo bei der Mehreinnahme aus der Grundſteuer zunächſt darum 
handeln, den Zuſchlag von 25 pCt. zu beſeitigen. Daß Opfer auferlegt 
werden, iſt nicht zu läugnen; die Prüfung des Planes aber wird dem 
Hauſe die Ueberzeugung geben, daß eine Aenderung im Heerweſen drin⸗ 
gend geboten iſt zur Sicherung der Gegenwart und der Zukunft. Die Re⸗ 
gierung hält ſich verſichert, daß da, wo es K. patriotiſche Zwecke zu 
foͤrdere, preußiſche Abgeordnete die Mittel zur Erreichung derſelben gewäh⸗ 
ren werden, wenn es ſich noch dazu um das Wohl des Vaterlandes han⸗ 
delt. Die einzige ſchwierige Seite der Vorlage iſt die finanzielle. Die Spe⸗ 
eee welche dem Entwurfe beiliegen, werden gedruckt und vertheilt 
werden. 

Das Haus wird in einer der nächſten Sitzungen Beſchluß faſſen über die 
Behandlung der Vorlagen. 

Der Handelsminiſter v. d. Heydt iſt unter dem 9. Februar in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Juſtiz⸗ und Finanz⸗Miniſter ermächtigt worden, einen Geſetz⸗ 
Entwuff vorzulegen, betreffend die Aufhebung der Beſtimmungen über den 
Verkauf ausländiſcher Staatspapiere und anderer Effecten, die Aufhebung 
der Verordnung vom 19. Januar 1836, betreffend den Verkehr mit ſpani⸗ 
ſchen Papieren, der Verordnung vom 13. Mai 1844, betreffend den Handel 
mit ausländiſchen Papieren, und der $$ 2 und 5 der Verordnung vom 
24. Mai 1844 über das Auslegen von Actienzeichnungen auf Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen. Dieſe Verordnungen waren hervorgerufen durch damalige 
momentane Uebelſtände, ihr Zweck war, häufig vorgekommenen Ausſchrei⸗ 
tun 2 enge enzutreten. Der Zweck ijt nicht erreicht worden, dis Unwirk⸗ 
ſamkeit der 
Bedürfniß zu ihrer Aufrechterhaltung iſt nicht mehr vorhanden. Der Geſetz⸗ 
entwurf wird der Commiſſion für Handel und Gewerbe übergeben. 

Das Haus beſchließt hierauf nach langer Debatte, an welcher ſich der 
Juſtiz⸗Miniſter und die Abgeordneten Salviati, Oſterrath, von Prittwitz, 
von Vincke (Hagen), Rohden und Andere betheiligen, daß das Mandat des 
= Dopfer in Folge feiner Beförderung zum Appellationsgerichts⸗Rath 
nicht erloſchen ſei und nimmt dann noch den Geſetzentwurf, betreffend 
die Einführung kürzerer Verjährungsfriſten für die hohenzol⸗ 
lernſchen Lande ohne Debatte an. : 

Nächſte Sitzung morgen. 


Großbritannien. 


_ ,‚[Barlament3:VBerbandlungen vom 7, Februar.] Oberhaus⸗ 
Sitzung. Der Marquis von Normanby ftellt den von ihm angekündig⸗ 
ten gegen die Einverleibung von Savoyen gerichteten Antrag. Er be⸗ 
merkt, er werde dazu keineswegs durch den Wunſch veranlaßt, das Verhalten 
der Regierung zu tadeln Es ſei ihm vielmehr bloß darum zu thun, daß 
das Haus feine Mißbilligung des Einverleibungs⸗Projectes zu erkennen gebe. 
Zwiſchen den vom Grafen Walewski im vorigen Juli abgegebenen Erklä⸗ 
rungen und den jetzt umlaufenden und durch die Zeitungen beſtätigten Ge⸗ 
rüchten beſtehe ein Widerſpruch. Niemand auf dem Feſtlande glaube, daß 
keine auf die Einverleibung Savoyens und Nizzas abzielende 7 erabredung 
zwiſchen dem Kaiſer der Franzoſen und dem Könige von Sardinien beſtehe. 
Es würde höchſt erfreulich ſein, zu vernehmen, daß in den Abſichten der 
franzöͤſiſchen Wehe ſeit dem 18. März v. J., wo Lord Cowley an Lord 
Malmesbury geſchrieben habe, der Kaiſer der Franzoſen denke an keine Ver⸗ 
größerung des franzöſiſchen Gebietes, keine Veränderung ſtattgefunden habe. 
Die Frage jedoch hänge beinahe vollſtändig von der öffentlichen Meinung in 
Savoyen ab und er vermöge nicht zu ſagen, wie dieſelbe beſchaffen ſei. In 
der Stimmung der Savoyarden gegen ihren Konig habe ſeit 1814 ein 
roßer Umſchwung ſtattgefunden, zum Theil in Folge der Steuerlaſt, zum 

{ Folge des Druckes der Confcription und zum Theil aus anderen 
Urſachen. Die Einverleibung Savovens würde nachtheilig für das euro⸗ 
päiſche Gleichgewicht, für die Intereſſen Savoyens und ſeiner Bewoh⸗ 
ner, ja, für die Intereſſen Frankreichs ſelbſt ſein, indem ſie ſeiner Herr⸗ 
ſchaft eine unzufriedene Bevölkerung unterwürfe. — Der Earl von Gran⸗ 
ville: Ich wüßte nicht, daß ich Ew. Herrlichkeiten a eine neue, den 
angeregten Gegenſtand betreffende Mittheilung machen könnte. ur Beit, 
als das vorige Miniſterium am Ruder war, verbreitete ſich die Nachricht 
von einem zwiſchen Frankreich und Sardinien abgeſchloſſenen Vertrage, wel⸗ 
cher eine Savoyen betreffende Clauſel enthalte. Lord Cowley ward beauf⸗ 
tragt, ſich darüber zu vergewiſſern, ob das Gerücht, welches unſere Regie⸗ 
rung erreicht hatte, gegründet ſei, und Graf Walewski verſicherte fe 


es beſtehe kein Vertrag zwiſchen Frankreich und Sardinien, obgleich es als 


nöthig erachtet werden könnte, einen Offenſiv⸗ und Defenſiv⸗Vertrag zu 
ſchließen. Doch ſchien Graf Walewski dem Savoyen betreffenden Gerüchte 
keine Wichtigkeit beizulegen. Lord Cowley ſchloß daraus, daß es ungegrün⸗ 
det ſei, und man ließ den Gegenſtand fallen. Die gegenwärtige Regierung 
fuhr fort, den Regierungen Frankreichs und Sardiniens freundſchaftliche 
Mittheilungen zu machen in Bezug auf das Gerücht von einer vorgeſchla⸗ 
genen Einverleibung Savoyens in Frankreich. Die kaiſerliche Regierung 
erkärte uns, es ſei gegenwärtig von der Einverleibung Savovens nicht die 
Rede; einer der ſehr vielen vor dem Kriege erörterten Punkte ſei allerdings 
die erwähnte Einverleibung unter gewiſſen Umſtänden geweſen. Da aber 
dieſe Umſtände nicht eingetreten ſeien, ſo ſei in dieſem Augenblicke von einer 
Einverleibung nicht die Rede. Die franzöſiſche Regierung fügt zu gleicher 
Zeit hinzu, daß ſie ſich für den Fall, daß das durch die Lombardei und 
andere Provinzen vergrößerte Sardinien ein mächtiger italieniſcher Staat 
werde, befugt erachte, in Erwägung zu ziehen, unter welchen Bedingungen 
ſie einem ſolchen Zuſtande ihre Sanction zu ertheilen habe. Die Antwort, 
welche wir aus Turin erhalten haben, lautet dahin, daß zwiſchen Frankreich 
und Sardinien A keine Uebereinkunft hinſichtlich der Abtretung Sa⸗ 
goyens beſtehe, daß es nicht die Abſicht des Königs von Sardinien ſei, 
Savoyen abzutreten, zu verkaufen oder zu vertauſchen; daß, wenn die Sa⸗ 
voyarden Beſchwerden vorzuhringen hätten, fie im Beſitze des verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechtes ſeien, Petitionen an das ſardiniſche Parlament zu richten; 
daß man die Petitionen achtungsvoll in Erwägung ziehen und etwaige Uebel⸗ 
ſtände durch angemeſſene, von der Krone ſanktionirte Geſetze beſeitigen werde. 

ch denke, Ew. Herrlichkeiten werden inge e e Le ale daß es ohne 

weifel die Pflicht der engliſchen Regierung iſt, ſich bei allen paſſenden Ges 
legenheiten über Dinge, welche ihr Intereſſe berühren, anderen Regierungen 
gegenüber in einer vollkommen een Weiſe auszuſprechen. Selbſt wenn 
das aber nicht der Fall wäre, ſo ſind in dem A marie Falle in Folge 
des Zuſammentreffens unſerer italieniſchen Politik und unſeres Beſtrebens, 
die beiden Länder in beſtändigeren Wechſelverkehr zu bringen, Umſtände vor⸗ 
handen, die derartige Beſprechungen mit der franzöſiſchen Regierung bedeu⸗ 
tend erleichtern. In Bezug auf Savopen werden fie dadurch noch mehr er⸗ 
leichtert, daß es für England als ſolches keinen großen Unterſchied macht, 
ob Frankreich an ſeiner Südgrenze ein Gebiet erwirbt, das ihm gewiſſe ſtra⸗ 
tegiſche Vortheile verleiht. Wohl aber iſt es für England von der höchſten 
Wichtigkeit daß es Intereſſe an der 1 Europa's nimmt und alles, was 
in ſeinen Kräften ſteht, thut, um den Frieden zu fördern, das europäiſche 
Gleichgewicht aufrecht zu erhalten und zu verhindern, daß irgend eine Na⸗ 
tion, und zwar gilt dies ganz beſonders von den Großmächten, Handlungen 


erordnungen hat ſich längſt herausgeſtellt und das praktiſche 2 
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begehe, die dazu angethan find, Beſorgniſſe zu erwecken und das öffentliche 
Vertrauen auf die Fortdauer des Friedens zu erſchüttern. Deßhalb, glaube 
ich, würde es ſehr wenig freundſchaftlich von 799 5 Majeſtät Regierung 
eweſen ſein, wenn ſie der franzöſiſchen nicht alle die Einwände vorgelegt 
ätte, welche ſich in einem europäifchen Sinne gegen die angeblich be⸗ 
abſichtigte Vergrößerung des franzöſiſchen Gebietes erheben ließen. Es 
iſt kaum nothwendig, hier auf dieſe Einwände 1 Ohne Zweifel 
kann Frankreich bei ſeiner herrlichen geographiſchen Lage und bei ſeinem 
tapfern Volke, das noch jüngſt gezeigt hat, wie wohl es im Stande iſt, ſich 
bei jeder Gelegenheit zu ertbeibiaen, ſich nicht geberden, als ſei es eifer- 
ſüchtig auf Piemont, ſelbſt wenn deſſen Macht durch die Bun ung einer 
ewiſſen Anzahl italieniſcher Unterthanen einen Zuwachs erhalten ſollte. 

ndererſeits unterliegt es keinem Zweifel, daß dieſe Frage über die Alpen 
hinausreicht. Es iſt kein Grund vorhanden, weshalb der, welcher an die 
Alpen geht, nicht ſpäter einmal über den Rhein gehen ſollte. Wäre das 
aber auch nicht der Fall, ſo würde doch offenbar die Abtretung Savoyens 
an Frankreich zu einer großen europäiſchen Schwierigkeit Anlaß geben. Zu 
den edelſten Worten, die je ein großer Herrſcher an der Spitze eines ſieg⸗ 
reichen Heeres geſprochen hat, gehören die, deren ſich der Kaiſer der Fran⸗ 
oſen zu Mailand bediente, als er den Italienern ſagte, ihre Freunde ſeien 
eine Freunde und ihre Feinde ſeien ſeine Feinde; er habe den Krieg zu ih⸗ 
rem Vortheil und nicht um der Vergrößerung Frankreichs willen unternom⸗ 
men; daß, obgleich es Perſonen geben möge, die nicht um die öffentliche 
Meinung Europas wüßten, er nicht zu dieſen gehöre, und daß der morali⸗ 
ſche Einfluß vortheilhafter für eine große Nation ſei, als unfruchtbare Erobe⸗ 
rungen. Das waren edle Worte. Eine Einverleibung Savoyens aber würde 
die Feinde des Kaiſers in Stand ſetzen, zu ſagen, daß ſeine Politik nicht zu 
dieſer Erklärung ſtimme, und ſie würde Zweifel erregen, die höchſt verderblich 
ür den europäiſchen Frieden wären. In unſeren Verhandlungen mit der 
ranzöſiſchen Regierung find wir weitläufiger auf die Sache eingegangen, als 
hier nöthig iſt, und wir haben das in dem Vertrauen gethan, daß man un: 
jere Bemerkungen in demſelben freundlichen Geiſte aufnehmen werde, von dem 
ſie eingegeben waren. Ich bitte Ew. Herrlichkeiten, klar zu verſtehen, daß un⸗ 
ſere Politik nicht die der Nationalitäten iſt, noch daß ſie darauf ausgeht, 
uns von anderen europäiſchen Mächten zu trennen. Wir correſpondiren gegen⸗ 
wärtig mit Frankreich, Sardinien und Oeſterreich über die italieniſche Frage, 
und wir werden uns glücklich ſchätzen, mit jeder anderen Nation in Verkehr 
u treten, die ein Intereſſe an der Erledigung jener Frage hat, inſofern ſie 

talien oder Europa berührt. Weiter als dies ſind wir nicht geſonnen, 
irgend eine beſondere Art der Vertheilung Italiens zu befürworten oder 
darauf zu dringen; wir jagen nicht, daß die mittel⸗italieniſchen Provinzen 
zu Sardinien geſchlagen werden müſſen: wir behaupten nicht, daß es keine 
mittel⸗italieniſche Monarchie geben dürfe. Wir behaupten weder noch leugnen 
wir, daß die große Mehrheit des toskaniſchen Volkes für die Wiedereinſetzung 
der Herzoge iſt. Iſt ſie dafür, fo möge fie ihre Meinung ausſprechen und 
zur Geltung bringen, und es wird nicht Englands Sache ſein, Einwendun⸗ 
en gegen die Wiedereinſetzung der alten Herrſcher zu erheben. Unſere Po⸗ 
hit, die Politik, welche wir anderen Mächten empfohlen haben und in 
welcher uns Frankreich ſehr herzlich und Oeſterreich ſo herzlich, wie wir er⸗ 
warten durften, entgegengekommen iſt, beſteht einfach darin, jede bewaffnete 
Einmiſchung in die Angelegenheiten der Halbinſel zu vermeiden und dafür 
Sorge zu tragen, daß man die Italiener ſelbſt zu Richtern darüber beſtellt, 
was ihnen frommt und in welcher Weiſe ſich ihre Freiheits⸗ und Unabhän⸗ 
igkeits⸗Ideen am beſten ausführen laſſen. Der Antrag ſelbſt iſt in ſehr 
Dollichen Ausdrücken abgefaßt und 5 den Zweck, mit Ibrer Majeſtät Re⸗ 
gierung zu cooperiren und ſie zu ſtärken. Ich bin der Anſicht, daß er 
dieſe Wirtung nicht haben würde. Wie Ew. Herrlichkeiten ſehr wohl 
wiſſen, verſuchen die Feinde der franzöſiſchen Regierung das Geſchrei 
u erheben, daß man die Religion und den Handel Frankreichs engliſchen 
Intereſſen opfere, und deshalb glaube ich nicht, daß es Ihrer Majeſtät Re⸗ 
iernng helfen würde, wenn ihr ein von dem edlen Marquis, der heute 
Abends mit ſehr großer Achtung vom Kaiſer geſprochen hat, aber dabei 
ſehr eigenthümliche und ſtark ausgeprägte Meinungen über feſtländiſchezPoli⸗ 
tik hegt, geſtellter Antrag aufgedrängt würde, namentlich, wenn ſie ihr Ab⸗ 
ſicht erklärt, bei jeder paſſenden Gelegenheit ihren Rath zu ertheilen und ihren 
Einfluß aufzubieten, um das zu verhindern, was der edle Marquis verhin⸗ 
dert wiſſen will. Ich ſpreche den edlen Marquis vollſtändig von der Abſicht 
frei, daß die a a UNE Ew. Herrlichkeiten ſich anheiſchig machen jollten, 
Krieg zu führen oder Drohungen irgend einer Art auszuſprechen. Aber ich 
abe daß der Antrag ſelbſt in ſeinem enger begrenzten Sinne die Regie⸗ 
rung eher ſchwächen als ſtärken würde, und hoffe deshalb, daß der edle 
Marquis es nicht für nöthig halten wird, auf einer Abſtimmung zu beſtehen. 
Carl Grey findet, daß nichts unbefriedigender fein könne, als die Haltung 
der a Regierung in dieſer Angelegenheit, namentlich wenn man 
die Sprache der franzöſiſchen Zeitungen damit in Verbindung bringe. Es 
14 ein ganz verkehrter und unhaltbarer Satz, daß die Unterthanen einer 
eſtehenden Regierung das Recht hätten, ſich ihre Herrſcher ſelbſt zu 
wählen und 20 eigener Laune und eigenem Belieben ihr Unterthanenver⸗ 
ältniß von ihrem Könige auf einen fremden Souverain zu übertragen. 
Wenn es wirklich wahr wäre, daß zwiſchen Frankreich und Sardinien ein ihre 
egenſeitige Vergrößerung bezweckender Verkrag beſtehe, ſo würde es ſchwer 
1290 Worte zu finden, die ſtark genug wären, die Verruchtheit und Immo⸗ 
ralität eines ſolchen Abkommens zu brandmarken, das als ein großes Ver⸗ 
brechen gegen die civiliſirte Welt bezeichnet werden müſſe. Der Earl von 
Shaftesbury äußert, die Abtretung Savoyens würde das größte Unheil über 
Europa bringen und einen tiefen und unauslöſchlichen Makel ſowohl auf den 
Kaiſer der Franzoſen, wie auf den König von Sardinien werfen. Wolle 
man in Italien franzöſiſchen Einfluß an die Stelle des öſterreichiſchen ſetzen 
und zugeben, daß ein Schritt auf einer Bahn gethan werde, welche dahin 
führe, daß das ganze Mittelmeer ein fran diſcher See werde? Man habe 
viel von natürlichen Grenzen gehört. etzt aber Id man den Satz 
auf, daß zwei neben einander wohnende Völker, welche dieſelbe Sprache ſprechen, 
zu einem Staate zu verſchmelzen ſeien. Die erg, dieſes Prinzips 
würde in allen Fällen dahin führen, daß das größere Volk das kleinere ver⸗ 
chlinge. Zwiſchen Mittel⸗Italien und Savoyen ſei gar keine Anologie vor⸗ 
anden. Mittel⸗Italien ſei ein Land ohne Herrſcher, und den Bewohnern 
dieſes Landes ſtehe vollkommen das Recht zu, ſich den Herrſcher, dem ſie 
dienen wollen, ſelbſt zu wählen. Wenn, was Gott verhüte, eine Abtretung 
Savoyens ſtattfinden ſolle, ſo möge Savoyen der Schweiz einverleibt wer⸗ 
den, dem Lande, welches das tiefſte Intereſſe am europäiſchen Frieden, an 
der Aufrechterhaltung der Verträge und an der Freiheit aller Natio⸗ 
nen habe. Bis zur letzten Stunde meines Lebens — ſo ſchließt Lord 
Shaftesbury — werde ich dagegen proteſtiren — und ich weiß, daß ich 
darin die große Mehrheit meiner Landsleute auf meiner Seite habe —, 
daß eine Nation, die ſich freier Einrichtungen erfreut, einer Regierung un⸗ 
ter einer despotiſchen Dynaſtie, daß ein freies Volk an Händen und Füßen 
gebunden einem Lande überantwortet werde, wo keine freie Meinungsäuße⸗ 
rung geſtattet iſt, oder wo, falls eine ſolche auch gewährleiſtet ſein ſollte, 
es doch nicht die Macht beſitzt, dieſelbe praktiſch zu verwirklichen. Ich pro⸗ 
teſtire dagegen, daß ein Laud, in welchem Religionsfreiheit herrſcht, einer 
Nation überliefert werde, wo die Religionsfreiheit, mag ſie auch proklamirt 
ſein, häufig verletzt wird. Ich proteſtire endlich gegen eine Politik, welche 
die Nationen wie eine Heerde Schafe behandelt und ſie, ohne ſie um ihre 
Ginioillienng zu fragen, zum Gegenſtande des Schachers und Tauſches 
macht. ir in unſerm Lande haben lange gegen den Handel in Menſchen⸗ 
fleiſch proteſtirt. In gleicher Weiſe proteſtire ich gegen jeden Handel mit 
menſchlichen und nationalen Rechten. Ich beſchwöre die Regierung im Na⸗ 
men großer Prinzipien, alle ihr zu Gebote ſtehende Kraft aufzubieten, um 
dem Kaiſer der Franzoſen die furchtbaren Folgen eines ſolchen Schrittes klar 
zu machen. Wenn ſie an feine Einſicht, feinen Scharffinn und ſeine beſſern 
Gefühle appellirt, fo bezweifle ich nicht, daß er zu einem weiſen Entſchluſſe 
gelangen wird. Doch dem ſei, wie ihm wolle, wenn die Regierung als Ver⸗ 
kreterin des tiefen Gefühls des engliſchen Volkes auftritt und nach den Ein⸗ 
ebungen der Gerechtigkeit und den Rechten der Nationen gemäß handelt, 
1 zweifle ich nicht, daß wir dann das Ziel, welches wir im Auge haben, 
erreichen, und durch die einmüthige Stimme des engliſchen Volkes die Ver⸗ 
wirklichung dieſes höchſt verderblichen und ſchmachvollen Planes zurückſchla⸗ 
gen werden. Der Herzog von Neweaſtle bemerkt, die ſtarken Ausdrücke, 
deren ſich der Vorredner bedient habe, nie geeignet, eine gereizte Stim⸗ 
mung zu erwecken, die ſehr ſchwer zu beſchwichtigen fein werde und leicht ein 
bedeutendes Hinderniß für die gute Aufnahme und ruhige und leidenſchafts⸗ 
loſe Erwägung der von der engli chen Regierung gemachten Vorſtellungen 
bilden konnte. Lord Brougham ſpricht ſeine Befriedigung über die Aeuße⸗ 
rungen Lord Granville's aus. Er iſt entſchieden gegen eine Abtretung Sa⸗ 
voyens und Nizza's an Frankreich und hält die Berufung an die Nationa⸗ 
Iitäten für eine große Gefahr. Lord Derby fagt, was auch immer das 
San des Antrages fein möge, das Gute werde die Debatte jedenfalls 
haben, daß fie der Welt die Einmüthigkeit der britiſchen 70 50 in 5 
Frage zeige. Wenn Savoyen Frankreich einverleibt würde, ſo würde alles 
Vertrauen in die feſte Politik und den friedlichen Charakter des Kaiſers der 
Franzoſen verloren gehen. Lord Stratford de Redeliffe dankt Lord 
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Normanby dafür, daß er ſeinen Antrag geſtellt hat, und ſpricht ſich in ähn⸗ 
lichem Sinne wie Lord Derby aus. Der Marquis von Normanby ziehr 


hierauf ſeinen Antrag zurück. > 
Da el Auf eine den engl.⸗franzöſiſchen Han⸗ 
dels⸗Vertrag betreffende Frage S. Fitzgeralds entgegnet Lord John 
Ruſſell: Ich kann nicht ſagen, daß ich mit irgend welcher Aufmerkſamkeit 
den in den F veröffentlichten Abriß des Vertrages geleſen habe. 
Ohne Zweifel iſt er theilweiſe richtig; aber ich glaube, ein derartiger Han⸗ 
delsvertrag, welche viele verwickelte Beſtimmungen enthält, kann nur dann 
von dem Hauſe und dem Volke richtig verſtanden werden, wenn ſie im Be⸗ 
ſitze dieſes Vertrages ſelbſt ſind. Ich gedenke ihn am nächſten Freitag auf 
Befehl Ihrer Majeftät auf den Tiſch des Hauſes niederzulegen. Lord Claud 
Hamilton fragt, ob es wahr ſei, daß Lord Cowley inſtruirt worden ſei, der 
franzöſiſchen Rete einen Entwurf zur endgiltigen Ordnung der italie⸗ 
niſchen Frage mitzutheilen, und ob, wenn dies der Fall, die Regierung 
nichts 1 0 85 habe, das Haus von den Details in Kenntniß zu ſetzen. Lord 
J. Ruſſell: Die Papiere kann ich jetzt nicht vorlegen, weil noch immer 
Unterhandlungen ſchweben. Das Haus weiß aus der Rede Ihrer Majeſtät, 
daß die Regierung eingeladen wurde, an einer Conferenz oder einem Con⸗ 
greſſe in Betreff der Angelegenheiten Italiens Theil zu nehmen. Zu einer 
germillen Zeit, als man erwartete, der Congreß werde zuſammentreten, er⸗ 
ielten wir von der franzöſiſchen Regierung die Anzeige, er ſei auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit verſchoben; wenn man aber ſpäter wieder an einen Zuſammen⸗ 
tritt deſſelben denke, ſo werde man uns davon in Kenntniß ſetzen. Es hieß, 
der Aufſchub oder das gänzliche Fallenlaſſen des Congreſſes ſei durch die Ver⸗ 
en einer in Paris erſchienenen anonymen Flugſchrift verurſacht 
worden. ie dem auch ſein möge, die Regierung fühlte, ein wie bedenk⸗ 
licher Umſtand es ſei, wenn die Italiener, die geglaubt hatten, ein Congreß 
werde ihre Angelegenheiten regeln, ohne regelmäßige Regierung und anſchei⸗ 
nend ohne Mittel blieben, ihrer ungewiſſen Lage ein Ende zu machen. Sie 
machte daher den Regierungen Frankreichs und Oeſterreichs Vorſchläge zu 
einer endgiltigen Löſung der italieniſchen Frage. Sie waren in einer vom 
14. Januar datirten Depeſche an Lord Cowley enthalten. Der erſte Vor⸗ 
ſchlag war, daß, da die Nebenbuhlerſchaft Frankreichs und Oeſterreichs zu 
großen Uebeln in Italien und zu großer Gefahr für Europa geführt habe, 
dieſe beiden Mächte ſich dahin einigen ſollten, ohne Einwilligung der fünf Groß⸗ 
mächte nicht gewaltſam auf der italieniſchen Halbinſel einzuſchreiten. Dem 
zweiten Vorſchlage gemäß ſollten die franzöſiſchen Truppen zu gelegener 
Zeit und mit allen gebührenden Vorſichtsmaßregeln aus der Lombardei 
und aus Rom zurückgezogen werden. Dem dritten Vorſchlage zufolge 
ſollten die europäiſchen e ſich nicht in die innere Regierung Ve⸗ 
netiens einmiſchen, und dem Kaiſer von Oeſterreich ſollte kein Vorſchlag in 
Bezug auf die innere Regierung Venetiens gemacht werden. Zu dieſen drei 
Vorſchlägen gab die franzöſiſche Regierung, abgeſehen von gewiſſen Modifika⸗ 
tionen in Bezug auf die Zeit für die Zurückziehung der Truppen, bereitwillig 
ihre Zuftimmung. In Bezug auf den vierten Vorſchlag bat fie ſich Bedenkzeit 
aus und Zeit, darüber mit der öſterreichiſchen Regierung zu Rathe zu gehen. 
Der vierte Vorſchlag lautete dahin, daß von dem Könige von Sardinien be⸗ 
gehrt werde, daß er nicht eher Truppen nach Mittelitalien ſende, als bis durch 
eine neue Wahl in den Staaten und Provinzen Mittelitaliens eine deutliche 
und unverfälſchte Kundgebung ihrer Wünſche in Bezug auf ihre Augen 
Regierung erfolgt ſei, daß aber, wenn dieſer Wunſch zu Gunſten des Anſchluſſes 
an Sardinien ausfallen ſollte, jene Bedingung, auf welche einzugehen von 
dem König von Sardinien begehrt wurde, wegfallen und der Sendung von 
Truppen nach den Provinzen Mittelitaliens nichts mehr im Wege Heben 
würde, d. h. ſelbſtverſtändlich nach denjenigen Provinzen, die erklärt haben 
würden, daß ſie nicht mehr von ihren früheren Herrſchern regiert ſein woll⸗ 
ten die franzöſiſche Regierung hat ſich demgemäß mit der öſterreichiſchen in 
Verkehr geſetzt, aber eine amtliche Mittheilung des Entſchluſſes Oeſterreichs 
iſt noch nicht erfolgt. Heute Früh erhielt ich eine Depeſche, welcher zufolge 
Graf Rechberg verſprochen hat, die Befehle des Kaiſers von Oeſterreich ent⸗ 
e e Zu gleicher Zeit jedoch erklärte er, er könne keine amtliche 
D. 
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Intwort geben, ohne die Inſtruktionen und Befehle des Kaiſers erhalten zu 
aben. Was uns ſelbſt angeht, jo erhob die öſterreichiſche Regierung, als ihr 
die drei Vorſchläge mitgetheilt wurden, den Einwand, daß es nicht in Ein⸗ 
klang mit ihren Anſichten und Meinungen über die Souveränetätsrechte ſtehe, 
unbedingte Verbindlichkeiten in Bezug auf Nicht⸗Intervention einzugehen. 
Hinſichtlich des vierten Vorſchlages hat Graf Rechberg, dem Lord Auguſtus 
Loftus und hat Graf Apponpi mir erklärt, daß, obgleich die öſterreichiſche 
Regierung den Zuſtand der Dinge in Mittel⸗Italien nicht anerkennen könne, 
ſie doch durchaus nicht die Abſicht habe, ſich in die Angelegenheiten Italiens 
einzumiſchen, daß ſie keine Truppen über die Grenzen Oeſterreichs hinausſchicken 
und ſich ſtreng auf die Vertheidigung der eignen end welche vertragsmäßig 
einen Theil des Gebiets des Kaiſers von Oeſterreich bildeten, beſchränken werde. 
Dieſe Erklärungen berechtigen im Verein mit der Bereitwilligkeit der franz. Ne 
gierung auf die drei erſten Vorſchläge einzugehen, ſtark zu der Hoffnung, 
daß wir auf dieſem Wege zu einer Regelung der italieniſchen Angelegenhei⸗ 
ten gelangen werden, welche, wenn ſie auch nicht, ſofort alle Mächte 
Europas anerkennen, doch zu gleicher Zeit eine friedliche Löſung ſein und 
den Wiederausbruch des Krieges verhindert wird. Gleich nachdem ich mich 
mit den Regierungen Frankreichs und Oeſterreichs in Verkehr geſetzt hatte, 
theilte ich dieſelben Vorſchläge Preußen und Rußland mit, damit dieſe Mächte 
Kenntniß davon nähmen, und ſpäter einen Beſchluß darüber faßten. Was 
Rußland betrifft, ſo habe ich noch gar keine Antwort erhalten. Die preuß. 
Regierung hat keinen Einwand gegen die Vorſchläge erhoben, verſchiebt aber 
eine definitive Antwort ſo lange, bis ſie die Meinungen Frankreichs und 
Oeſterreichs in Erfahrung gebracht hat. — Ein Antrag Lord J. Manners 
auf Erlaubniß zur Einbringung einer Bill, welche es geſtattet, daß beſon⸗ 
ders anſtößige Eheſcheidungsprozeſſe bei verſchloſſenen Thüren verhan⸗ 
delt werden, wird mit 268 gegen 83 Stimmen verworfen. 


Paris, 10. Februar. Der heute erſchienene Bankausweis ergiebt eine 
Vermehrung des Baarvorraths um 5% und eine Verminderung des Por⸗ 
tefeuilles um 17% Mill. Fres. 5 

we „Moniteur“ wird heute Abend den Handelsvertrag mit England 
publiziren. . 

Paris, 10. Februar, Nachmitt. 3 Uhr. Die Zproz. begann zu 67, 75, 
ſtieg auf 68, 05, fiel auf 67, 80 und ſchloß unbelebt und träge zur Notiz. 

Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 67, 85. 4 proz. Rente 97, 50. Zproz. 
Spanier 43. [proz. Spanier 33%. Silber⸗ leihe —. Oeſterr. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Aktien 497. Credit⸗mobilier⸗Aktien 742. Lombard. Eiſenbahn⸗ 
Aktien 545. Franz⸗Joſeph —. 

London, 10. Februar, Nachmittags 3 Uhr. Silber 62%. 

Conſols 94%. Iproz. Spanier 33%. Mexikaner 20%. Sardinier 85. 


5proz. Ruſſen 109%. 4 ½ proz. Ruſſen 97%. 

Wien, 10, gebruar, Mittags 12 Uhr 45 Minuten. Börſe ſtill. — 
Neue Looſe 101, 75. 

5proz. Metalliques 69, —. Bank⸗Aktien 


4 proz. Metalliques 60, —. 
852. Nordbahn 193, 70. 1854er Looſe 109, —. National-Anlehen 77, 80, 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Certifikate 266, —. Kredit⸗Aktien 190, 70. London 
133, 25. Hamburg 101, — Paris 53, 30. Gold 133, —. Silber —, —. 
ahnen 171, — Lombardiſche Eiſenbahn 155, — Neue Lombard. 
Sijenbahn —. 
rankfurt a. M., 10. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Börſe 
eröffnete flau, geſtaltete ſich im Laufe des Geſchäfts indeß günſtiger. 
chluß⸗Courſe: „Ludwigshafen Verbach 129. Wiener Wechſel 87. 
Darmſtädter Bank⸗Aktien 15374. Darmſtädter Zettelbank 226. 5prozent. 
Metalliques 49. 4 proz. Metalligues 43%. 1854er Looſe 79%. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 55%. e Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 231. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 737. Oeſterr. Kredit⸗Aktien 165%, Oeſterr. Eliſabet⸗ 
Bahn 126%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 42½. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 96%. 
e Se C. —. 6 5 
amburg, 10. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Beſchränktes 
PO Dee Börſe ſchloß feſt. 4 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 57. Oeſterr. Kreditaktien 69 /. 
Vereinsbank 98 71. Norddeutſche Bank 84. Wien 103, 75. 
amburg, 10. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco höher 
ehalten, daher ſtille, ab auswärts auf letzte Preiſe gehalten, jedoch geſchäfts⸗ 
os, Roggen loco feſt, ab Königsberg d 0pfd. pr. Juni zu 71 angeboten. 
Oel pr. Mai 24, pr. Oktober 257. Kaffee, ſehr feſt, ſchwimmende Ladung 
3450 Sack Santos, 2200 Sack Rio verkauft. 
Liverpool, 10. Februar. [Baumwolle.] 7000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. Wochenumſaß 77,960 Ballen. 
. — 
Berlin, 10. Februar. Die politiſche Lage ſcheint ſich trotz der Vermit⸗ 
telungsvorſchlage von Neuem zu verwirren; die neueſten Nachrichten laſſen 
namentlich befürchten, daß Frankreich die ſavoyſche Frage jetzt definitiv zum 
Austrage zu bringen entſchloſſen iſt. Die Börje war unter dieſen Umſtän⸗ 
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den von Beginn an nicht ſowohl flau als im höchſten Maße zurückhaltend. 
Geſchäftsluſt fehlte auf beiden Seiten, es war weder Neigung zum Verkaufen 
noch zum Kaufen beſonders merklich vorhanden, die erſtere freilich eher her⸗ 
vortretend. Als am Schluſſe aus Wien die Nachricht von der beſchloſſenen 
Emiſſion einer Lotterie⸗Anleihe eintraf, trat in öſterreichiſchen Effekten das 
Angebot ſtärker als früher hervor, zumal die wiener Courſe die Meinung 
unterſtützten, daß es ſich um eine im Inlande aufzubringende Zwangsanleihe 
handle, und daß dieſe Maßregel von der wiener Börſe ungünſtig aufgefaßt 
wird. Das Geſchäft blieb übrigens bis zum Schluß in allen Effektengattun⸗ 
en in den engſten Grenzen, namentlich wurde pr. Kaſſa in 2 —— 

achen außerordentlich wenig gehandelt, dagegen mehr auf feſte Lieferung 
meiſt pr. März und pr. medio d. M. und mit Vorprämien. 

Creditaktien behaupteten ſich meiſt auf 70, 1% unter geſtrigem Schluß⸗ 
Courſe. Nach einer Steigerung auf 704 kehrte man zum Anfangscourſe 
zurück, und ſchließlich war ſelbſt dieſer Cours nicht mehr zu bedingen. Pro 
März fir wurde zuletzt mit 69 ½ offerirt, pro ultimo mit 69%. Vorprämien 
pro medio 71—1 und 714—1; pro März 76—2%, 75—5 und 74—4. Alle 
e Credit⸗Effekten waren noch ſtiller und ſchwer zu verkaufen. 

otenbank⸗Aktien im Ganzen etwas feſter. Preuß. Bankantheile bedan⸗ 
gen 4% über Briefcours (132), Pommerſche erhalten ſich unausgeſetzt ge⸗ 
ſucht, nur eine Kleinigkeit ging 1% höher mit 76 um. 

Eiſenbahn⸗Aktien mit wenigen Ausnahmen feſt, aber fait ohne alle Be: 
lebtheit. Matter waren die Spekulationsaktien, für fie fehlte alle Geſchäͤfts⸗ 
Fr ee die anderen eher geſucht blieben, der Umſatz dagegen ſehr bes 
ſchränkt war. 

Prioritäten ſtill und geſchäftslos, Anleihen etwas matter, die 5% um % 
auf 104% gedrückt, Prämien⸗Anleihe 4 höher eee Sehr angeboten 
und 1% billiger mit 102½ nicht zu verkaufen die berliner Börſenhaus⸗An⸗ 
leihe. Staatsſchuldſcheine 7 billiger (84). Pfandbriefe feſt. Märker beliebt 
und 4 höher, Poſener Rentenbriefe % höher (91 ), Sächſiſche 4 (93%). 

Oeſterr. National⸗Anleihe ging 4— unter geſtrigem billigſten Courſe 
zu 57%—57 um, 57½ wurde nach unſeren Be überhaupt nicht 
erzielt. Metalliques fanden zu 51 keinen Nehmer, 54er Looſe gingen % ers 
höht um (79%), Credit⸗Looſe bot man „ billiger aus. Die 6te Stieglitz 
Anleihe trug man % niedriger, die engliſche zur geſtrigen Geldnotiz an, 
die neue 3% gab um % nach, e e verloren 4, 500 Fl.⸗Looſe bes 
haupteten ſich, Badiſche Looſe ließen ſich 4 Thlr. herabgeſetzt haben. 

Von Induſtrie⸗Papieren waren heute Deſſauer Gas⸗Altien gelucht und 
% erhöht nur Weniges zu haben, Eiſenbahnfabrikation kam 14% herab: 
Miete in den Handel, für Hoͤrder Hütten wollte man 1% mehr anlegen, 
Minerva blieb 7 theurer beliebt. Für Thuringia⸗Aktien erhöhte man das 
Gebot um 14% auf 89%. (Bank u. 9.3.) 
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Berliner Börse vom 10. Februar 1860. 


Fonds- und Geld-Oourse, re: 
Freiw. Staats-Anleihe]414199%, G. Oberschles B. 83 ½ 103 bz. 
Staats -Anl. von 18 dito C. 8% 3½% 106% 4 107 be. 
52, 54, 55, 56, 57 15 99½ 12. dito Prior, A. | — 79 8 br. 
dito 1853 93 7 B. dito Prior. B. | — * 79 B. Lit. C. 844 B. 
dito 1855] 5 0 4½ 4 % be. dito Prior. D. J — 81 ba. 
Staats-Schuld-Sch. . [314184 I z. dito Prior. E. - 3½72½% G@. 
Präm.-Anl. von 1855 3½112½ !z dito Prior. F. 44,884, k. 
Berliner Stadt-Obl.. 499% B. Oppela-Tarnow.| 4 2 0, 
Kur- u. Neumärk, 3½088 bz Prinz-W.(St.-V.)] 2 | 4 4515 B. 
5 to dito 4 196%, G Rheinische . 5 480% br. 
Pommersche 3% , B dito (St.) Pr.] 4 90 8. 
2 dito neue. 408 bz. ito Prior. — | 4 |86 B. 
3 Posensche . 4 [100% @ dito v. St. gar — 35 77 8. 
— Güto 340 G. Rhein-Nahe-B. — 43 be. 
dito neue 487 G Ruhrort-Crefeld.] 314 32 74% B. 
Schlesische . B'41864, G Starg.-Posener 50 3% 80 % 0. 
(Kur- u. Neumärk | 4 |94 bz. Thüringer. . . 5½ 4 [98 B. 
Pommersche . 4 3 6. Wimelms-Bahn.] 0 |4|- — — 
5 |Posensche . 4 |9I1% bz dito Prior. . — 4 — — 
2 Preussische . 4 |92 bz. dito III Em. ]“ — 4½% —-— — 
2 Westf. u. Rhein. | 4 [93 6. dito Prior. St] — 4 — — — 
2. Sächsische. . | 4 [93% be. dito dito I — —.— 
Schlesische. 4 03 8 
Louisdoeour — [10514 bz. Preuss. und ausl. Bank-Aotien. 
Goldkronen —19. 1% ba. u. 0 Div. Z. 
1858 F. 
Ausländische Fonds. Berl. K.-Verein| 6%] 4 116% bz. 
Oesterr. Metall... . 5 150%, B. Berl. Hand.-Ges.| 514] 4 73½ G. 
dito 54er Pr.-Aul. | 4 79% etw. bz. Berl. W.-Cred G.] 5 | 5 /91% B. 
Atto neue 100 fl.L. | — 50% etw. bz. Braunschw. Bnk. 4173 B. 
dito Nat.-Anleihe | 5 157% 4 57 bz. Bremer — 11 496 8. 
e F e — nn en. msi 5 1 Se 
„Anleihe . armst.Zettel- . 
do. poln. Sch -Obl. | 481% B leder 54] 4 |60 bz. u. 6 
Poln. Pfandbriefe,. | 4 |- — - Dess.Creditb.-A | 5%] 4 |20 bz. 
5 dito III. Em... . | 4 |86Y, bz Dise.-Cm.-Anth| 5 | 4 |80 ba, u. @. 
Poln. Obl. 4 500 Fl. | 4 |89 8. Genf.Creditb.-A] — 427 bz. u. d. 
dito s 880 El. 5 92% G Geraer Bank. 5½ 4 73½ G. 
dito à 200 Fl. - 122%, 6. Hamb. Nrd. Bank 6 | 4 |S24, bz 
Kurhess. 40 Thlr.. 41% B. „ Ver. -, 5414/4 08 8. 
Baden 35 FI. 30 ½ B 5 5 517 > 840 (i. — 5 
eipziger CH Eu etw, bs. (i. D. 
Aotlen-Course. acc e t z 1 72 5. 
Div. z. a riv.B. . 77 B. 
18800 F. Nein. Orditb.A.] 6 | 4 |66 Kigt. tz. 
Aach. Düsseld. . 343% 73%, br. Minerva-Bwg.A.| 2 | 5 128% etw. bal u G. 
Jach.-Mastricht.] 0 11% B. Oesterr.Ordtb.A.| 7 | 5 70459 70% 70 b. 
Amst,-Rotterd. .| 5 | 4 |70 B. Pos. Prov.-Bank| 4473 6. 
Berg. Märkische 4474 ». Preuss. B.-Anth. 2 441132 bz. 
Berlin-Anhalter.| 8½ 4 |103%, bz Schl. Bank- Ver. 8½ 4 |T1 2 
Berlin.-Hamburg| 5% | 4 |102% ba ‚Thüringer Bank] 4 | 4 |49%, G. 
92 18888 Weimar. Bauk .| 5 [4 |82 etw. bz. 
Berlin-Stettiner | 6 | 4 93½ &. 
Urenlau-Rreib. . © 4 58 Weoohsel-Oourge. 
Cöln-Mindener .| 78,1314|122 Amsterdam 0 
Frana.Se-Kisb. 6 f . 204g 4 150 ba r ah — 
Ludw.-Bexbach.| 11 | 4 128½ B. Hamburg . . K. S. 180 K br. 
Magd. Halberst.] 13 — —.— N 2 5. 1807 bz. 
Magd.-Wittenb. | 1 | 4 [31% bz London 1 M.. 1% b 
Mainz-Ludw. A. | 6½ 407 5. Fa a 1.078% Da 
Mecklenburger] 2 | 4 |42 B Wien österr. Währ. Js T. 14 bz. 
Münster-Hamm 4489 5 di 5 0 5x 
Neisse-Brieger 2 | 4 46 B * x 223 4 5 N 
Niederschles. . .| — | 4 0% @ Los *. ER Zu 8 T. 9% de 
Nord br 8 — | 4 18% to 2222... ee be. 
Nordb. (Fr-W.)] 2 | 4 148 B. Frankfurt a. M. . . . 50. 22 6. 
71 — 5 rior .. — 4½ 10) G. Petersburg . . .. . Wes & ba. 
erschles. A. .| 8% 3 106% 4 107 bz. Bremen 5 T. 10 J ba. 


Berlin, 10. Februar. Weizen loco 56-68 Thlr. — Ro gen loco 
untergeordnete Qualität 46% le: pr. 2000pfd. bez., erguifke Waare 
48% Thlr. do. bez., Februar 47— 47 Thlr. bez. und Br., 46% Thlr. 
Gld., Februar⸗März 467, — 4 — 4 — ( Thlr. 3 und Gld. 46% Thlr. Br., 
April: Mai 46-454 Thlr. bez. und Br., 45% hl. Gld., Mai Juni 46% 
46 Thlr. bez. und Gld., 46% Thlr. Br., Juni⸗Juli 467 —7 Thlr. bez. 

Gerſte, große und kleine 36—41 Thlr. 

Hafer loco 26—28 Thlr., Lieferung pr. Februar 26% Thlr. bez. 
und Gld., 26% Thlr. Br., Februar⸗März 26 Thlr. ben hjahr 25% 
Thlr. be}. und Gld., 26 Thlr. Br., Mai⸗Juni 26% Thlr. Br., 26% Thlr. Gld. 

Erbſen, Koch- und Futterwaare 48—58 Thlr. 

Rüböl loco 10% Thlr. bez., 11 und Februar ⸗März 10% Thlr. 
Br., 10% Thlr. Gld, März⸗April 10%, Thlr. Br. 10% Thlr. Gld., April: 
Mai 11 Thlr. bez. und Br., 101%, Tbl. Gld., 3 11% Thlr. bez. und 
55 — Thlr. Gld., September⸗Oktober 11% Thlr. bez. und Gld. 11% 

r. Br. 

Leinöl loco 10% Thlr. Lieferung pr. April⸗Mai 104 Thlr. 

Spiritus loco er Faß a: Thlr. bez., aher u. Februar⸗ 
März 168% 2%, Thlr. bez, 17 Thlr. Br. 16%, Thlr. Gld., Mäͤrz⸗April 
17% Thlr. Br., 17% Thlr. Old, April⸗Mai 17% Thlr. bez. und Gld., 
Inn Dh. Die Rial. uni, 1% 98 177 90 Sn. 17 8 „able, 25 Juni⸗ 

uli bir. bez., Br., % r. Gld., i⸗Auguſt 18 
Thlr. bez. und Gld., 18% Thlr. Br. 15 A 
u a En 


Breslau, II. Februar. [Produktenmarkt.] Für ſämmtliche Ges 
treidearten in Kaufluft und reifen weni el a Fe und 
fate dehnen, . Spine rah m ehr mäßig. — Oel⸗ und Klee⸗ 
en U i 4 
Fcbeuar 16% theils B. theils G. 8, pro 100 Quart preußiſch loco 16%, 


f Beh Ser. 
Weißer Weizen . 87073 75 Pidken J 50 
dito mit Bru 54 58 62 66 Winterraps. . . 84 88 90 92 
Gelber Weizen . 63 66 68.71 Winterrübſen . . 74 76 78 80 
dito mit Bruch . 48 52 56 60 Somme rrübſen . 70 72 76 78 
Brennerweizen 34 38 40 42 
do 985 . 2 51 53 55 BIS... 
r 99 40 43 46 Rothe Kleeſaat 8 9½ 10½ 11½ 12% 
e Rem 
2 FREE 10 
Futtererbſen .. 45 48 50 52 u 2 A 


Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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